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Internet: http://www.iab.de Ist die Beschäftigtenstatistik revisionsbedürftig? 
Ulrich Cramer, Wolfgang Majer* 
Die bisher veröffentlichten vierteljährlichen Ergebnisse der Beschäftigtenstatistik standen immer unter Aktualitätsdruck. 
Grundsätzlich besteht eine Überprüfungsmöglichkeit dieser Ergebnisse, wenn man mit der Auswertung solange wartet, bis 
nahezu alle Beschäftigungsmeldungen aus den Betrieben bei der Bundesanstalt für Arbeit eingegangen sind. Die dafür 
notwendige Bestandsaufnahme aller bisher eingegangenen Meldungen wurde nun erstmalig durchgeführt. Aus ihr folgt, daß 
die absolute Höhe der Sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung bisher unterschätzt wurde und daß zumindest phasen-
weise auch die Beschäftigungsentwicklung nicht richtig wiedergegeben wurde. Auch strukturell ergeben sich aus diesen 
Neuberechnungen für bestimmte Personengruppen, Wirtschaftszweige und Regionen Abweichungen zu den bisher veröf-
fentlichten Werten. 
Am Schluß des Beitrags werden Verfahrensänderungen für die Weiterführung der Beschäftigtenstatistik vorgeschlagen. 
Gliederung 
1 Problemaufriß 
2 Methodische Probleme 




3.2  Vergleich nach Personengruppen 
3.3  Vergleich nach Wirtschaftszweigen 
3.4  Vergleich nach Bundesländern 
4 Konsequenzen für die Führung der Beschäftigtenstatistik 
4.1 Revisionsbedarf 
4.2 Abschneideverfahren 
4.3 Abschließende  Empfehlungen 
l Problemaufriß 
Die offizielle Beschäftigtenstatistik der Bundesanstalt für 
Arbeit muß mit ihren zum Ende jeden Quartals ermittelten 
Stichtagsergebnissen zwei Anforderungen genügen, die 
grundsätzlich im Widerspruch zueinander stehen: Zum 
einen sollen die Zahlen einigermaßen aktuell sein, zum 
anderen aber auch hinreichend genau. Die beiden Ziele 
widersprechen sich deshalb, weil die Meldungen der 
Betriebe mit teilweise recht erheblichen zeitlichen Verzö-
gerungen bei der Bundesanstalt für Arbeit eingehen, so 
daß die Beschäftigung ohne risikobehaftete Annahmen erst 
Jahre nach einem Stichtag exakt bestimmt werden kann. So 
lange kann aber für Daten, die der Konjunkturbeobach-
tung dienen sollen, nicht gewartet werden. Der Kompro-
miß zwischen Aktualität und Genauigkeit wurde deshalb 
durch ein sogenanntes Abschneideverfahren gefunden, das 
eine Zählung der Meldungen 6 Monate nach dem Stichtag 
vorsieht. Prinzipiell kann die Genauigkeit dieses Verfah-
rens jedoch später kontrolliert werden, wenn wesentlich 
länger als 6 Monate gewartet wird. 
Die generelle Problematik des Abschneideverfahrens wird 
schon bei Cramer (1985) diskutiert. Im Zuge des konjunk-
turellen Aufschwungs seit etwa 1983 traten erhebliche 
Divergenzen zwischen der Erwerbstätigenschätzung des 
Statistischen Bundesamtes und der Beschäftigtenstatistik 
auf. Aus der Sicht der Beschäftigtenstatistik wurde dieser 
Zeitraum daraufhin von Wermter und Cramer (1988) 
genauer untersucht. Die danach bekanntgewordenen 
Ergebnisse der Volkszählung bestätigten dann zwar prinzi-
piell die Beschäftigtenstatistik, frühere Vergleiche zwi-
schen der Beschäftigtenstatistik mit Ex-post-Stichproben 
aus dem Meldeverfahren hatten jedoch die Genauigkeit 
der Beschäftigtenstatistik bereits in Frage gestellt (Cramer 
1986), so daß eine totale Bestandsaufnahme des Meldever-
fahrens geboten erschien. Erstmalig seit Einführung des 
Meldeverfahrens zur Sozialversicherung (1974) wurde des-
halb vom IAB das gesamte Meldungsvolumen der Jahre 
1974-1989 sortiert, bereinigt und der Beschäftigtenbestand 
monatlich ausgewertet
1. Damit liegen nunmehr für den 
Bereich der Sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung 
für die Zeit vor der Volkszählung weitestgehend gesicherte 
Ergebnisse über die Beschäftigungsentwicklung vor. 
Auch wenn die Meldungen nahezu vollständig eingegangen 
sind, ergeben sich für die Bestandsauszählungen noch 
einige methodische Probleme, die im nächsten Abschnitt 
behandelt werden sollen. Darauf folgt der eigentliche Ver-
gleich der neu ausgezählten Bestände mit den bisher veröf-
fentlichten 6-Monats-Ergebnissen. Abschließend werden 
die Konsequenzen für die Führung der Beschäftigtenstati-
stik behandelt. 
2 Methodische Probleme 
Basis der Beschäftigtenstatistik sind die den Betrieben 
vorgeschriebenen Anmeldungen und Abmeldungen jedes 
Sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses. 
Besteht ein solches Verhältnis auch über den Jahreswech-
sel weiter, dann ist am Ende des Jahres außerdem noch 
eine sogenannte Jahresmeldung abzugeben. Bei langfristi-
gen stabilen Beschäftigungsverhältnissen wird also immer 
wieder zum Jahresende die Beschäftigung bestätigt. Wür-
den diese Meldungen vollständig und innerhalb der vorge-
schriebenen Fristen abgegeben, dann gäbe es für die Aus- 
  * Dr. Ulrich Cramer und Wolfgang Majer sind Mitarbeiter im IAB. Der 
Beitrag liegt in der alleinigen Verantwortung der Autoren. 
1 Das dazu durchgeführte IAB-Projekt 6/9 – 370 V wurde vom Bundesmini-
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Stichtag) keinerlei Probleme. Beides ist nicht der Fall: Es 
treten sowohl Verzögerungen ein und es unterbleiben Mel-
dungen bzw. es gibt Meldungen, die überhaupt nicht bei 
der Bundesanstalt für Arbeit ankommen. Eine zeitnahe 
Statistik am aktuellen Rand hat mit beiden Problemen zu 
kämpfen, Ex-post-Auswertungen für weiter zurücklie-
gende Zeiträume haben teilweise endgültige Datenlücken 
zu berücksichtigen. 
Vor welcher Situation steht man 6 Monate nach dem 
Stichtag? Sicher hinsichtlich der Beschäftigung eines 
Arbeitnehmers zum Stichtag kann man nur sein, wenn eine 
Abmeldung oder Jahresmeldung bereits vorliegt, deren 
angegebener Zeitraum den Stichtag überdeckt. Liegt nur 
eine Anmeldung mit Beginn-Datum vor dem Stichtag oder 
eine Jahresmeldung vor, deren Jahresende vor den Stichtag 
fällt, dann könnte eine noch fehlende Abmeldung den 
Schluß auf Beschäftigung zum Stichtag zum Irrtum werden 
lassen. Das sind die unsicheren Fälle. Für diese Gruppe 
zeigte sich sehr bald nach Einführung des Meldeverfah-
rens, daß Beschäftigungsverhältnisse nicht nur verspätet, 
sondern im größeren Umfang offenbar überhaupt nicht 
abgemeldet werden. Bei der Stichtagsabfrage hatte man es 
deshalb zunehmend mit Fällen zu tun, bei denen der zeitli-
che Abstand zwischen Anmeldung oder der zuletzt einge-
gangenen Jahresmeldung schon sehr groß ist. Zählt man 
also alle prinzipiell unsicheren Fälle, dann entsteht nicht 
nur ein (positiver) Niveaufehler mit günstigstenfalls gering-
fügigen zufälligen Schwankungen, sondern auch eine syste-
matische Überzeichnung der Beschäftigungsentwicklung 
(Fortschreibungsfehler). Dem steht ein entgegengerichte-
ter Fehler gegenüber: Beschäftigungsverhältnisse, deren 
Anmeldungen die BA nach 6 Monaten noch nicht erreicht 
haben, können natürlich auch nicht gezählt werden (negati-
ver Niveaufehler). Halten wir fest: Die Zählung aller unsi-
cheren Beschäftigungskonten impliziert einen Gesamtfeh-
ler, der sich aus der Summe von positiven und negativen 
Niveaufehlern und einem Fortschreibungsfehler ergibt. 
Die richtige Bestandsermittlung erfordert also ein kumulie-
rendes Abschneiden von Altfällen. Damit kann aber gün-
stigstenfalls die Gesamtzahl der Beschäftigten richtig 
getroffen werden, nicht aber jeder tatsächlich Beschäftigte 
erfaßt werden, weil anstelle der noch nicht eingetroffenen 
Anmeldungen in Wirklichkeit nicht mehr beschäftigte Alt-
fälle gezählt werden müssen. Dadurch können die Struktu-
ren verzerrt werden. Dieser Strukturfehler wird noch ver-
stärkt, wenn Merkmalsveränderungen bei derselben Per-
son nicht berücksichtigt werden können: Wechselt ein 
Erwerbstätiger zu einem anderen Arbeitgeber, dann kön-
nen Abmeldung und (oder) Anmeldung noch nicht einge-
troffen sein. Der Betreffende wird zwar unter Umständen 
noch als beschäftigt gezählt, möglicherweise aber mit 
einem falschen Wirtschaftszweig, in einer anderen Region 
usw. 
Inwieweit verbessert sich die Situation, wenn man länger 
als 6 Monate mit der Auszählung wartet? Je vollständiger 
der Meldungseingang ist, desto geringer wird der Anteil 
der unsicheren Fälle, d. h. wenn man nur lange genug 
wartet, liegt für jeden Beschäftigten irgendwann einmal 
eine Jahrsmeldung oder Abmeldung vor, die den Stichtag 
überdeckt. Man kann dann die Beschäftigung zum Stichtag 
nur nach diesen sicheren Fällen auszählen und wird dabei 
nur einen kleinen systematischen Fehler insoweit machen, 
wie Abmeldungen und Jahresmeldungen überhaupt unter-
bleiben. Dieses Konzept liegt den Auswertungen aus der 
nun aufgebauten sogenannten Historik-Datei des IAB zu 
Grunde. Dazu wurden alle Meldungen nach Versiche-
rungsnummern sortiert und die so entstandenen „Beschäf-
tigungskonten“ bereinigt. 
Die Bereinigungsprozedur umfaßt die Anwendung aller 
Korrekturmeldungen (einschließlich der Stornierungen), 
die Ausfilterung von Anmeldungen, von vollständig oder 
teilweise identischen Datensätzen. Auch Datensätze mit 
einer Einkommensangabe von Null werden unter bestimm-
ten Nebenbedingungen gelöscht. Fehlt im Kontoverlauf 
eine Jahresmeldung für das Jahr t, liegt aber für das Jahr 
t – l eine Jahresmeldung und unter derselben Betriebs-
nummer für das Jahr t + l Beschäftigung ab Jahresbeginn 
vor, so wird die offenbar fehlende Meldung ersetzt. Soge-
nannte „offene Konten“, also Meldungsfolgen, die auch für 
weiter zurückliegende Jahre nicht ordnungsgemäß mit 
einer Abmeldung enden, sondern mit einer Jahresmeldung 
oder Unterbrechungsmeldung, werden folgendermaßen 
behandelt: Ist die letzte Meldung eine Jahresmeldung, 
dann wird danach nicht mehr auf Beschäftigung geschlos-
sen. Bei einer sogenannten „Unterbrechungsmeldung“ 
wird – vom Datum der Unterbrechung an – noch ein Jahr 
Beschäftigung unterstellt, allerdings wird dieser „Beschäf-
tigungstyp“ gesondert ausgewiesen. Analog wird auch ver-
fahren, wenn Unterbrechungszeiten im Kontoverlauf nicht 
vorschriftsgemäß gemeldet werden. Folgt auf die Unter-
brechungsmeldung keine Abmeldung zu einem späteren 
Zeitpunkt für die Zeitspanne vom Beginn bis zum Ende 
der Unterbrechung, dann wird ein unterbrochenes 
Beschäftigungsverhältnis vom Beginn der Unterbrechung 
an bis zum Beginn des nächsten belegten Beschäftigungs-
verhältnisses gezählt, maximal aber auch nur ein Jahr lang. 
Unterbrechungsperioden sind Zeitspannen, in denen ein 
Beschäftigungsverhältnis gegen Entgelt faktisch nicht 
besteht, wohl aber ein Weiterbeschäftigungsanspruch nach 
Ableistung des Wehr- oder Ersatzdienstes, nach dem Mut-
terschaftsurlaub, nach längerer Krankheit oder – unter 
bestimmten Bedingungen – nach Schlechtwetterperioden 
im Baubereich. Aus ökonomischer Sicht ist die Unterschei-
dung zwischen aktiver Beschäftigung gegen Entgelt und 
derartigen ruhenden Beschäftigungsverhältnissen von gro-
ßer Bedeutung. 
In der hier vorgelegten Auszählung aus der Historik-Datei 
wird deshalb nach den folgenden sechs Beschäftigungsty-
pen differenziert: 
1.  reguläre  Beschäftigung  gegen  Entgelt  (Beleg  durch 
Abmeldung, Jahresmeldung oder Korrekturmeldung), 
2.  angenommene reguläre Beschäftigung gegen Entgelt 
(durch   eingefügte   Jahresmeldungen,   wie   oben   be-
schrieben), 
3.  unterbrochene Beschäftigung (belegt durch Abmeldun-
gen mit Einkommen = Null nach vorausgegangenen 
Unterbrechungsmeldungen), 
4.  unterbrochene Beschäftigung, wenn im Kontoverlauf 
eine Fortsetzung der Beschäftigung gegen Entgelt unter 
gleicher Betriebsnummer erfolgte (maximal ein Jahr 
lang), 
5.  unterbrochene Beschäftigung, wenn im Kontoverlauf 
eine Fortsetzung der Beschäftigung gegen Entgelt unter 
einer anderen Betriebsnummer erfolgte (maximal ein 
Jahr lang), 
6.  unterbrochene  Beschäftigung,  wenn  das  Konto  mit 
einer Unterbrechungsmeldung nicht am 31. 12. endet 
(ein Jahr lang). 
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die Historik etwa 400,5 Millionen Datensätze (Abmeldun-
gen bzw. Unterbrechungsmeldungen und Jahresmeldun-
gen). Dies sind alle Meldungen, die bis Ende Januar 1990 
bei der Bundesanstalt für Arbeit eingegangen sind. Die 
Vollständigkeit des Datenmaterials wurde zunächst über 
die Verteilung dieser Datensätze auf Meldungsjahre und 
die Endziffern der Geburtstage kontrolliert. Eine diesbe-
zügliche Aufsummierung ergab, daß 
-  die Jahre 1973 und 1974 einen nach diesen Endziffern 
sehr ungleichmäßigen Datenbestand aufweisen, für diese 
Anfangsjahre ist demnach die Historik nicht vollständig 
genug; 
-  das Jahr 1975 für die Endziffern 2 und 5 im Vergleich zu 
den folgenden Jahren deutlich weniger Datensätze ent-
hält als für die übrigen Endziffern. Unterstellt man für 
die Endziffern 2 und 5 dieselbe Entwicklung des Melde-
eingangs wie für die übrigen Endziffern, dann fehlen gut 
787 000 Datensätze.  Unter der Annahme, daß diese 
fehlenden Datensätze dieselbe Beschäftigungsintensität 
und -Verteilung über das Jahr haben wie die vorhande-
nen Datensätze, wäre die Beschäftigung im Jahresdurch-
schnitt 1975 insgesamt um 3,1% höher anzusetzen. Auf 
die Wiedergabe der Ergebnisse für 1975 wurde deshalb 
verzichtet; 
-  die Jahre 1981-1988, darunter insbesondere das Jahr 
1985, für die Endziffer 0 nicht vollständig sind. 
 
Die verspätet eingegangenen Meldungen konzentrieren 
sich auf bestimmte Personengruppen und bestimmte Wirt-
schaftszweige: Es werden relativ kurze Beschäftigungszei-
ten nachgemeldet und zwar in stärkerem Maße für Auslän-
der, Teilzeitkräfte, Frauen und Arbeiter. Es ist nahelie-
gend, daß dabei versicherungsrechtliche Probleme (Ver-
gabe der Versicherungsnummer, Unklarheiten am Beginn 
oder Ende von Beschäftigungsverhältnissen, Überschnei-
dungen, Prüfung der Versicherungspflicht) überwiegen. 
Zum anderen liegt es auch an denen, die die Meldungen 
abgeben müssen, nämlich den Betrieben. Kleinere 
Betriebe mit weniger sachkundigem Personal, zudem aus 
Branchen, in denen sich wegen der dort typischen höheren 
Fluktuation versicherungstechnische Problemfälle häufen, 
sind vor allem für die Verzögerungen verantwortlich. 
  
Die Datenlücken bei der Endziffer 0 gehen auf eine verse-
hentliche Löschung von Dateien des Ausgangsmaterials 
zurück. Insgesamt dürfte dadurch der Gesamtdatenbestand 
 
zu niedrig sein. Wegen des oben beschriebenen Instru-
ments der eingefügten Jahresmeldungen sind die dadurch 
bedingten Meßfehler bei der Beschäftigung aber niedriger 
anzusetzen. 
Ein zweiter Schritt zur Überprüfung der Vollständigkeit 
des Datenmaterials bestand darin, den nachträglichen (also 
verspäteten) Dateneingang im Laufe des Jahres 1989 zu 
überprüfen. Nimmt man dieses eine Jahr zum Maßstab 
auch für die fünf folgenden Jahre, dann ist (bis Ende 
Januar 1995) für die Jahre 1982-1987 noch mit folgenden 
zusätzlichen Datensätzen und (im jeweiligen Jahresdurch-
schnitt) noch mit folgender Zunahme der Beschäftigung zu 
rechnen: 
3 Vergleich der Historik-Datei mit der 
Beschäftigtenstatistik 
3.1 Totalvergleich 
Tabelle l enthält die Monatsendzahlen der Historik-Datei 
nach den 6 Beschäftigungstypen, außerdem zusammenge-
faßt in Spalte 7 die Beschäftigung gegen Entgelt, in Spalte 8 
die Summe der Unterbrecher und in Spalte 9 die Gesamt-
beschäftigung. Für die Quartalsenden sind in Spalte 10 die 
Ergebnisse der Beschäftigtenstatistik angefügt. Spalte 11 
weist für die Quartalsenden die Differenz aus der Gesamt-
beschäftigung der Historik-Datei und der Beschäftigtensta-
tistik aus. Die Zeitreihen aus den Spalten 9 (Historik-
Datei) und 10 (Beschäftigtenstatistik) werden in Schaubild 
l graphisch veranschaulicht. In Schaubild 2 werden die 
Veränderungsraten gegenüber Vorjahr von Historik- und 
Beschäftigtenstatistik gegenübergestellt. 
Im Jahre 1976 sind die Abweichungen noch minimal, die 
Beschäftigtenstatistik hat also am Beginn keinen wesentli-
chen Niveaufehler gehabt. Die darauf folgende Auf-
schwungsphase bis 1980 wird von der Beschäftigtenstatistik 
im Verlauf anders und im Gesamteffekt schwächer darge-
stellt, als sie in Wirklichkeit war: Bis Mitte 1978 wird der 
Anstieg der Beschäftigung unterschätzt, von Herbst 1978 
bis Frühjahr 1979 überschätzt, bis Mitte 1980 dann wieder 
unterschätzt, insgesamt bleibt die Beschäftigtenstatistik 
Ende September 1980 bereits um fast 270 000 Personen 
unter dem Ergebnis der Historik-Datei. 
Im Jahr 1981 läuft die Beschäftigtenstatistik am stärksten 
aus dem Ruder, die Beschäftigungsentwicklung wird viel zu 
pessimistisch gesehen, der Abstand zur Historik vergrößert 
sich auf maximal 462 000 im September 1981. (In diesem 
Jahr wurde die 2. DEVO/DÜVO
2 eingeführt, möglicher-
weise hat dies das Meldeverfahren beeinflußt.) 
 
2  DEVO: Daten-Erfassungs-Verordnung 
DÜVO: Daten-Übertragungs-Verordnung 
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Die Werte aus der Historik-Datei sind auch monatlich verfügbar 
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Beschäftigungsrückgangs von der Beschäftigtenstatistik im 
Prinzip erkannt, vom Ausmaß aber in der ersten Jahres-
hälfte unter- und in der zweiten Jahreshälfte überzeichnet. 
So vermindert sich der Abstand zur Historik im Laufe des 
Jahres von 440 000 auf 370 000. 
In der ersten Hälfte des Jahres 1983 holt die Beschäftigten-
statistik etwas auf, um danach bis einschließlich 1985, 
wenn auch nicht das Niveau, so doch die Entwicklung der 
Beschäftigung sehr genau wiederzugeben. Berücksichtigt 
man, daß in der Historik-Datei für 1985 Datenmaterial 
fehlt und deshalb vermutlich insbesondere die zweite Jah-
reshälfte durch die Historik zu schwach dargestellt wird, 
dann sind auch die etwas höheren jährlichen Verände-
rungsraten der Beschäftigtenstatistik in diesem Zeitraum 
plausibel
3. 
1986 läuft jedoch die Historik der Beschäftigtenstatistik 
wieder leicht davon, die Veränderungsraten gegenüber 
Vorjahr sind um 0,2-0,3 Prozentpunkte höher. Kommen 
tatsächlich in den nächsten Jahren noch nachträgliche Mel-
dungen mit einem Beschäftigungseffekt von 0,8% herein 
(vgl. Abschnitt 2), dann wird jedoch die Entwicklung durch 
die Beschäftigtenstatistik wieder erheblich unterschätzt. 
Dasselbe gilt für das Jahr 1987, wenn sich die Historik 
tatsächlich noch um 1,34% erhöht. Betrachten wir die 
Aufschwungphase 1983-1987 zusammen, dann hat die 
Beschäftigung beim jetzigen Auszählungsstand der Histo-
rik bereits um 850 000 Personen (von Jahresmitte zu Jah-
resmitte) zugenommen. Bleibt jedoch der nachträgliche 
Datenzugang ähnlich hoch wie im Jahre 1989, dann ist es 
durchaus vorstellbar, daß letztendlich ein Beschäftigungs-
gewinn von 1,1 Mio. verbleibt, während die Beschäftigten-
statistik für diesen Zeitraum ein Plus von ca. 900 000 
Personen ausweist. 
Neben der konjunkturellen wird auch die saisonale Ent-
wicklung von der Beschäftigtenstatistik verfälscht: Die 
Beschäftigungsspitzen im September werden – bis auf das 
Jahr 1976 – abgeschliffen, wie Schaubild l zeigt. 
3.2 Vergleich nach Personengruppen 
Durch die Beschäftigtenstatistik werden Frauen mehr als 
Männer, Deutsche mehr als Ausländer, Teilzeitkräfte 
mehr als Vollzeitkräfte und Arbeiter mehr als Angestellte 
untererfaßt (vgl. Tabelle 2 für die Jahre 1982-1987). Den-
noch wirkt sich dies auf den Frauenanteil, den Ausländer-
anteil und den Teilzeitanteil nur sehr geringfügig aus, die 
Abweichungen betragen höchstens 0,2 Prozentpunkte. 
Beim Angestelltenanteil dagegen ist die Differenz von 
einem Prozentpunkt schon etwas fühlbarer (vgl. Tabelle 3). 
Von der Aktualisierung der Historik wissen wir nun, daß 
zwar für Frauen, Teilzeitbeschäftigte und Arbeiter ein 
besonders unpünktlicher Dateneingang zu verzeichnen ist, 
nicht aber für Deutsche im Vergleich zu Ausländern. Inso-
fern kann erwartet werden, daß sich die Strukturdiskrepan-
zen mit weiterem nachträglichen Dateneingang bei Frauen, 
Teilzeitbeschäftigten und Arbeitern tendenziell verstärken, 
bei Deutschen bzw. Ausländern dagegen abschwächen. 
Tabelle 2: Prozentuale Abweichung zwischen Historik-Datei und 
Beschäftigtenstatistik nach Geschlecht, Nationalität, Arbeitszeit 
und Versichertenstatus 
 
Tabelle 3: Strukturvergleich zwischen Beschäftigtenstatistik und 
Historik-Datei nach Geschlecht, Nationalität, Arbeitszeit und 
Versichertenstatus 
 
  3 Ein Programmierfehler bei der Stichtagsabfrage bewirkte, daß ab August 
1984 bei allen Augustwerten die Beschäftigung um die Personen zu gering 
ausgewiesen wird, die am 31. August ein Beschäftigungsverhältnis began-
nen oder beendeten. Der Effekt dieses Fehlers ist deutlich erkennbar im 
Schaubild 2. 
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wicklung nach der Historik zwischen 1982 und 1984 bei 
Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigungsverhältnissen. In die-
sem Zeitraum gibt es bei den Veränderungsraten gegen-
über Vorjahr bei Teilzeitkräften an den Jahreswechseln 
starke Sprünge, die den Verdacht nahelegen, daß 1982 
zuviel und 1983/84 zuwenig Teilzeit codiert wurde. 
3.3 Vergleich nach Wirtschaftszweigen 
Tabelle 4 bringt die Abweichungen zwischen Historik-
Datei und Beschäftigtenstatistik für Wirtschaftszweige (2-
Steller, jeweils Ende Juni). Im Unterschied zu den Perso-
nengruppen treten hier größere Abweichungen auf. Beson-
ders markante Abweichungen gibt es 
-  in der Landwirtschaft (vor allem 1981), 
-  in der Fischerei (1986), 
-  im Bergbau (Zeitraum 1976-79), 
-  bei der Erdöl- und Erdgasgewinnung (1985), 
-  bei der Eisen- und Stahlerzeugung (1982), 
-  im Wagenbau (1977), 
-  in  den  Wirtschaftszweigen  47-49  (Verarbeitung  von 
Wolle, Baumwolle und Seide), 
-  bei der Deutschen Bundespost (1985). 
In diesen Fällen liegen eindeutig irreguläre Verläufe in der 
Beschäftigtenstatistik vor. Andererseits sind auch in der 
Historik-Datei unplausible Beschäftigungsentwicklungen 
einzelner Wirtschaftszweige festzustellen. Sie haben aller-
dings kein großes Gewicht und dürften auf Änderungen 
der Wirtschaftszweigzugehörigkeit bestimmter Betriebe 
zurückzuführen sein. In diesem Bereich liegen auch noch 
Verbesserungsmöglichkeiten in der Auswertung der Histo-
rik-Datei: So könnte die Untersuchung einzelner Betriebs-
verläufe und deren Wirtschaftszweigverläufe mehr Klarheit 
bringen. 
3.4 Vergleich nach Bundesländern 
Tabelle 5 zeigt die Abweichungen zwischen Historik und 
Beschäftigtenstatistik nach Bundesländern. Die drei Stadt-
staaten Hamburg, Bremen und Westberlin erfahren durch 
die Historik-Datei über den gesamten Zeitraum durchgän-
gig unterdurchschnittliche Zuschläge, während Nordrhein-
Westfalen und Hessen (ab 1981) überdurchschnittlich an 
Beschäftigung gewinnen. 
4 Konsequenzen für die Führung der Beschäftigtenstatistik 
4.1 Revisionsbedarf 
Die Bestandsaufnahme des gesamten Datenmaterials aus 
dem Meldeverfahren zeigt, daß die offizielle Beschäftigten-
statistik die absolute Höhe und Entwicklung der Sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung zumindest phasen-
weise nicht richtig wiedergegeben hat. Insofern sind nach-
trägliche Kontrollrechnungen von der Art, wie sie in die-
sem Projekt durchgeführt wurden, unerläßlich. Anderer-
seits muß aber auch mit einer gewissen Ernüchterung 
festgestellt werden, daß die Historik-Datei am aktuellen 
Rand noch keine endgültige Klarheit bringt. Dies liegt zum 
einen an der äußerst bedauerlichen endgültigen Löschung 
von Datenmaterial vor allem für das Jahr 1985, und zum 
anderen an dem unerwartet hohen nachträglichen Daten-
eingang im Jahre 1989 auch für schon ziemlich weit zurück-
liegende Zeiträume. Eine Aktualisierung reicht deshalb 
nicht aus, um etwaige Gesetzmäßigkeiten des nachträgli-
chen Dateneingangs zu erkennen. Beim jetzigen Erkennt-
nisstand ist jedenfalls nicht auszuschließen, daß die offi-
zielle Beschäftigtenstatistik – ähnlich wie schon 1981/1982 –
auch für die Jahre 1986 und 1987 die Beschäftigungsent-
wicklung unterschätzt. 
4.2 Abschneideverfahren 
Das Abschneiden von Altfällen könnte durch eine leichte 
Modifizierung des Meldeverfahrens wesentlich erleichtert 
werden. Wenn in dem Feld „Grund der Abgabe“ unter-
schieden würde nach den Ursachen der Unterbrechung 
-  Einberufung zum Wehr- oder Ersatzdienst, 
- Mutterschaft, 
- längerfristige  Krankheit, 
- Schlechtwettergeldbezug, 
und speziell am 31. 12. Jahresmeldungen und Unterbre-
chungsmeldungen auseinandergehalten werden könnten, 
dann wäre eine Basis für eine „differenzierte Zeitschleife“ 
vorhanden. Dazu müßte praktisch nur die Codierung eines 
Feldes geändert werden, es wäre keine Felderweiterung 
nötig. Abgesehen davon, daß man auf diese Weise Wehr-
oder Ersatzdienstleistende für die Zeit des Wehr- oder 
Ersatzdienstes sinnvollerweise aus der Zählung ganz her-
ausnehmen könnte, könnte man nun auch die übrigen 
Unterbrechungen getrennt ausweisen. Differenzierte Zeit-
schleife meint dann, daß man Unterbrecher nach den 
Tabelle 5: Prozentuale Abweichung zwischen Historik-Datei und Beschäftigtenstatistik nach Bundesländern – jeweils 30. 6. - 
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tätsannahmen weiterzählt und Regeln festlegt, wie lange 
Beschäftigung nach Anmeldungen und Jahresmeldungen 
gezählt wird. 
Das richtige Abschneiden von Altfällen führt allerdings 
noch nicht zu einer richtigen Bestandsermittlung. Ein wei-
teres Problem sind die zu spät eingehenden Meldungen, die 
sechs Monate nach dem Stichtag noch nicht zur Verfügung 
stehen. Hierzu gehören sowohl zu spät eingehende Abmel-
dungen als auch zu spät eingehende Anmeldungen bzw. 
Abmeldungen oder Jahresmeldungen, die nachträglich auf 
eine unterbliebene Anmeldung schließen lassen. Saldieren 
sich diese zu spät eingehenden Ab- und Anmeldungen 
nicht zu Null, dann muß dies über eine Korrektur der 
Altfälle ausgeglichen werden. Hier liegt das eigentliche 
Problem: Die endgültige Stärke eines konjunkturellen Auf-
schwungs z. B. kann sich durch einen besonders großen 
positiven Saldo aus Anmeldungen und Abmeldungen erge-
ben, die später als sechs Monate nach dem Stichtag herein-
kommen. Wenn also in der Beschäftigtenstatistik nunmehr 
nachweislich zuviel abgeschnitten wurde, dann muß das 
nicht daran liegen, daß die Altfälle – individuell gesehen -
zu Unrecht abgeschnitten wurden. Genausogut möglich ist 
auch, daß Meldungen über neue Beschäftigungsverhält-
nisse sechs Monate nach dem Stichtag in größerem Umfang 
noch nicht vorhanden waren als Meldungen, nach denen 
das Beschäftigungsverhältnis vor dem Stichtag endete. 
Die Zeitreihe der Altfälle der Beschäftigtenstatistik ist in 
Tabelle 6 wiedergegeben. Korrigiert man diese Altfälle um 
die Differenz zwischen Beschäftigtenstatistik und Historik, 
dann ergeben sich hypothetische Altfälle, deren Verände-
rung zum Vorquartal und Vorjahr in den letzten beiden 
Spalten von Tabelle 6 enthalten sind. Diese Reihe zeigt an, 
wieviel Fälle man beim Kenntnisstand sechs Monate nach 
dem Stichtag hätte abschneiden müssen, um dieselben 
Bestände zu erhalten, wie sie – nachträglich – durch die 
Historik-Datei errechnet werden. Die Reihe zeigt leider 
keine klaren Gesetzmäßigkeiten, sondern läßt lediglich 
erkennen, 
-  daß die Zahl der Altfälle nach der 2. DEVO/DÜVO 
generell weniger zunimmt, 
-  daß die starken saisonalen Schwankungen vom 3. zum 4. 
Quartal nur dadurch erzeugt werden können, daß Alt-
fälle wieder in die Zählung herein- und herausgenom-
men werden, 
-  daß auch konjunkturelle Anstiege und Einbrüche nur 
durch eine entgegengerichtete Bewegung bei den Altfäl-
len wiedergegeben werden können. 
4.3 Abschließende Empfehlungen 
Aus dem vorangegangenen Abschnitt folgt, daß die bisher 
angewandten Regeln für das automatische Abschneiden 
von Altfällen in Höhe der nachträglichen Bestandserhö-
hungen
4 aufgegeben werden sollten. Offene Konten sollten 
dagegen innerhalb vorgegebener Wartezeiten, die nach 
bestimmten Personengruppen und Beschäftigungstypen 
(Unterbrecher und Beschäftigung gegen Entgelt) differen-
ziert werden können („Differenzierte Zeitschleifen“), wei- 
Tabelle 6: Altfälle in der Beschäftigtenstatistik (in 1000) 
  
   
4 Bisher wird bei jeder Stichtagsauswertung zum Quartal t auch noch einmal 
das Quartal t — l ausgezählt und es werden im Umfang der nachträgli-
chen Bestandserhöhungen für den Stichtag t – l Altfälle zum Zeitpunkt t 
„abgeschnitten“. 
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Anmeldungen müssen immer wieder zur Korrektur auch 
schon früher berechneter Stichtagsbestände verwendet 
werden. 
Diese Vorgehensweise trägt dem statistischen Potential des 
Meldeverfahrens insofern Rechnung, als mit zunehmen-
dem Abstand vom aktuellen Rand immer genauere Ergeb-
nisse erzielt werden. Monatliche Auswertungen nach die-
sem Modus, jeweils für 12-24 Stichtage rückwirkend, wür-
den bald zeigen, nach welcher Zeit sich die Ergebnisse 
stabilisieren. So würde man mit einem 3-Monats-Abstand 
zum Stichtag vermutlich schon brauchbare Frühindikato-
ren für den Trend der Beschäftigungsentwicklung bekom-
men, die nach 6-12 Monaten präzisiert werden. Für diese 
zeitlichen Abstände zum Stichtag genügen tabellarische 
Auswertungen für die wichtigsten Eckdaten (Wirtschafts-
abteilungen, Personengruppen, Bundesländer und etwas 
später auch Arbeitsamtsbezirke). Eine beliebig auswert- 
bare Stichtagsdatei (ein Datensatz pro beschäftigter Per-
son) sollte vielleicht erst mit jährlichem Abstand zum Stich-
tag und nur einmal im Jahr aufbereitet werden. Mit ihr 
könnten dann beliebige Merkmalskombinationen (Fein-
strukturen) und deren jährliche Veränderungen untersucht 
werden. 
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